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KAG § 10a   
KAG § 10  
 
S c h l a g w ö r t e r  
 
Normenkontrolle, Normenkontrollverfahren, Beitragssatzung, Verkehrsanlagen, 
Beitrag, Beitragsrecht, Ausbau, Ausbaubeitrag, Ausbaubeitragsrecht,  einmaliger  
Beitrag, wiederkehrender Beitrag, Beitragspflicht, Abgabenart, Abgabenrecht, 
Verkehrsanlage, Erschließungsanlage, Straße, Anbaustraße, Zugang, Zufahrt, 
wegemäßige Erschließung, Zugänglichkeit, Durchgangsverkehr, Anliegerverkehr, 
Gemeindeanteil, öffentliche Einrichtung, einheitliche öffentliche Einrichtung, 
gemeindliche Einrichtung, Gemeindegebiet, Einheit, Abrechnungseinheit, 
Gemeindeteil, Gebietsteil, abgrenzbarer Gebietsteil, Selbstverwaltung, Sondervorteil, 
Vorteilsbegriff, funktionaler Zusammenhang, Angewiesensein, Feldwegenetz, Feld-, 
Weinbergs- und Waldwege, innerörtliche Straßennetz, Straßensystem, 
Straßensteuer, Gegenleistung, Entgeltlichkeit, Entgeltcharakter, Nutzbarkeit, bauliche 
Nutzbarkeit, qualifizierte Nutzbarkeit, Außenbereichsgrundstück, Rundung, 
Abrundung, Aufrundung, Glättung, Kleinbetrag, Beitragsmaßstab, Ortsbezirk, 
Abgrenzbarkeit, Tiefenbegrenzung, Typisierung, Pauschalierung 
 
L e i t s ä t z e  
 

Durch die in § 10a KAG zur Erhebung wiederkehrender Beiträge eingeräumte 
Möglichkeit, eine aus allen Anbaustraßen in der Gemeinde oder einzelner, 
voneinander abgrenzbarer Gebietsteile bestehende einheitliche öffentliche 
Einrichtung zu bilden, bleibt die für die Beitragserhebung unerlässliche Verknüpfung 
zwischen Abgabenlast und Sondervorteil erhalten. Diese Abgrenzbarkeit einzelner 
Gebietsteile ist in erster Linie räumlich-tatsächlich zu verstehen; daneben kann sie 
sich auch aus einer rechtlichen Aufteilung einer Gemeinde in Ortsbezirke ergeben. 
 
Auch nach § 10a KAG setzt die Beitragspflicht - neben der Zugangs- bzw. 
Zufahrtsmöglichkeit - die bauliche oder in ähnlicher Weise qualifizierte Nutzbarkeit 
des zu veranlagenden Grundstücks voraus. Außenbereichsgrundstücke sind auch 
dann nicht beitragspflichtig, wenn sie bebaut sind. 
 
Für eine Satzungsregelung, wonach Bruchzahlen, die sich bei der Ermittlung der der 
Beitragsveranlagung zugrunde zu legenden Fläche ergeben, auf volle Zahlen auf- 
und abgerundet werden, fehlt die gesetzliche Grundlage. 


